
Im  Rahmen  der  Online  Kampagne  für 
bessere Arbeitsbedingungen am Ortenau 
Klinikum  lässt  die  Facebook  Seite 
Gesundheit  ist  keine  Ware  –  Ortenau 
Patient*innen  und  Klinikbeschäftigte 
anonym  zu  Wort  kommen.  Einige  der 

krassesten  Interviews  wollen  wir  auch 
hier wiedergeben. Es sind Hilferufe, die 
uns alle angehen, da jeder und jede von 
uns  früher  oder  später  mal  ein 
Krankenhaus benötigt. 
Es wird deutlich, dass die Ortenauer­, die 

INFORMIERT

 Drohungen, schlechte 
 Arbeitsbedingungen und 
 katastrophales Management!

 Jetzt sprechen die Pflegekräfte 

 des Ortenau Klinikums! 

Landes­ sowie die Bundespolitik versagt 
haben. Die Zustände sind für uns nicht 
mehr  haltbar  und  es  braucht  dringend 
eine Kehrtwende. Mehr Mitbestimmung 
für die Kolleg*innen, mehr Lohn, mehr 
Wertschätzung und ein Stopp der Angst­ 

AUS DER ORTENAU. FÜR DIE ORTENAU.

und Unterdrückungskultur. 
Aber  dazu  später  mehr.  Auf  Seite 2 
lassen wir die Betroffenen dieser Politik 
zu Wort kommen.
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Am 18.11 (zu Pandemiezeiten) veröffentlichte die 
Facebook  Seite  Gesundheit  ist  keine  Ware  – 
Ortenau ein Dokument, dass es in sich hat. Es 
entstammt aus dem Ortenau Klinikum und trägt 
den  dubiosen  Namen  Entscheidungshilfe  zur 
Generierung  einer  schichtbezogenen 
Priorisierungsliste.  Dort  steht  u.a.  geschrieben, 
dass die Pflegekräfte schichtbezogen gemeinsam 
mit der Stations­/Schichtleitung die Entscheidung 
zur  Priorisierung  der  Kernaufgaben  festlegen 
sollen. Was sich erst einmal bisschen kompliziert 
anhört ist an Unmenschlichkeit kaum mehr zu 
überbieten  und  eine  Bankrotterklärung  im 
Gesundheitswesen.  Da  wird  empfohlen, 
Bettwäsche  nur  noch  bei  Verschmutzung  zu 
wechseln, Patient*innen nicht mehr auf Wunsch 
zu  duschen  oder  zu  rasieren,  die Anzahl  der 
Mobilisationen zu reduzieren, dass Angehörige 

die Übernahme der Nahrungszufuhr übernehmen 
oder  Steckbetten  (Nachttöpfe)  statt  Toiletten­
begleitungen bei erschwerter Mobilisation genutzt 
werden sollen.

Diese Entscheidungshilfe des Ortenau Klinikums 
dient dazu, dass Pflegekräfte, sollte es zu wenig 
Personal  geben,  ihre  Zeit  einteilen  und  alle 
Patient*innen  irgendwie  versorgt  bekommen. 
Warum  es  zu  wenig  Personal  gibt,  das  hat 
mehrere Gründe und kommt laut Berichten von 
Pflegekräften immer häufiger vor. Das liegt zum 
einen  an  den  Vorgaben  des  Bundes  und  der 
Ausrichtung des Gesundheitswesens auf Profit 
(u.a. auch der Kreistagsbeschluss Agenda2030). 
Doch  es  liegt  auch  daran,  wie  man  mit  den 
Pflegekräften am Ortenau Klinikum umgeht. Da 
wird monatelang darüber diskutiert, ob es eine 

Prämie geben soll oder nicht. Dem Personal wird 
ein  Maulkorb  verpasst,  als  es  sich  über  die 
Arbeitsbedingungen  am  Ortenau  Klinikum 
öffentlich beschwerte. Ärzt*innen berichten von 
Mobbing  am  Arbeitsplatz.  Pflegekräfte  aus 
Oberkirch  haben  von  der  vorübergehenden 
Schließung  und  ihrer Versetzung  während  der 
ersten Welle aus der Zeitung erfahren. Und zu 
Beginn  der  Corona  Pandemie  wurde  nicht 
genügend Schutzausrüstung vorgehalten. Auch 
wöchentliche Corona Tests auf Wunsch, dürfen 
die Klinikmitarbeiter*innen erst seit einer Anfrage 
der LiLO­Kreisrätin Jana Schwab in Anspruch 
nehmen.

Ein  Skandal  ist  die  Entscheidungshilfe  nach 
Meinung des LiLO Sprechers Hinzmann nicht 
nur wegen der unmenschlichen Behandlung von 
Menschen, sondern auch weil die Entscheidung, 
ob  man  die  Patient*innen  nun  unmenschlich 
behandelt oder nicht, dem Personal aufgedrückt 
wird. Diese befinden sich allerdings  im Zwist, 
dass sie ihre Arbeit irgendwie erledigen müssen 
und  damit  gezwungen  sind,  auf  diese 
Entscheidungshilfe  zurück  zu  greifen.  Bei 
Gefährdungsanzeigen, könnte sich das Klinikum 
ebenso  damit  herausreden,  dass  es  diese 
Entscheidungshilfe gibt, um seine Arbeit erledigt 
zu bekommen.

Anstatt  nun  darüber  zu  diskutieren,  wie  man 
Pflegekräfte  langfristig  ans  Ortenau  Klinikum 
binden, die Arbeitsbedingungen und somit die 
Qualität der Gesundheitsversorgung verbessern 
kann,  schmeißt  der  Klinikgeschäftsführer  mit 

Unterlassungserklärungen und Drohungen um 
sich. So erhielten die beiden oben erwähnten 
Ärzt*innen, LiLO Sprecher Hinzmann sowie der 
ehemalige  Kreisrat  und  LiLO Aktivist  Fritz 
Preuschoff jeweils eine Unterlassungserklärung. 
Die  Strategie  des  Klinikgeschäftsführers 
Christian Kellers, der Landrat Scherer untersteht, 
scheint zu sein, jegliche Kritik mit juristischen 
Mitteln  zu  unterdrücken.  Dabei  kann  er  auf 
Millionen von Steuergeldern zurückgreifen, die 
Aktivist*innen  und  Mitarbeiter*innen  des 
Ortenau Klinikums nicht haben.

Unterdessen formulieren die Beschäftigten auf 
Facebook ihre Forderungen ans Klinikum. Und 
eine Forderung  sticht dabei besonders heraus. 
Mehr  Mitspracherechte,  flachere  Hierarchien. 
Basisdemokratie, wie sie die Linke Liste Ortenau 
auch bereits schon oft gefordert hat, aber vom 
Kreistag  ständig  ignoriert  wurde.  Die  For­
derungen  bzw.  Interviews  kann  man  auf  der 
Facebook  Seite  Gesundheit  ist  keine  Ware  – 
Ortenau  anschauen  und  sich  selbst  ein  Bild 
machen.

Die Akte Ortenau Klinikum schafft es  immer 
wieder  in die öffentlichen Schlagzeilen, 1979 
sogar bundesweit, als ein Arzt an noch lebenden 
Unfallopfern Lungengewebe zum Zwecke der 
wissenschaftlichen  Erforschung  entnommen 
hatte.  Man  kann  sich  sicher  sein,  dass  die 
negativen  Schlagzeilen  unter  der  jetzigen 
Klinikgeschäftsführung auch noch nicht zu Ende 
sind.

 Unmenschliche 

 "Entscheidungshilfe"
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An dieser Stelle wollen wir die 
Betroffenen der arroganten Politik zu 
Wort kommen lassen.

Gearbeitet bis zur Selbstzerstörung
"Ich  habe  insgesamt  25  Jahre  in  der 
Pflege gearbeitet. Davon viele Jahre auf 
der Intensiv und in der Notaufnahme. Ich 
hatte  gern  in  meinem  Beruf  gearbeitet 
und habe gerne Menschen begleitet auf 
ihrem  Weg  zur  Gesundung  oder  auch 
zum  Tod.  Dabei  habe  ich  die  kleinen 
Häuser,  wie  die  meisten  Patienten 
übrigens auch, bevorzugt. Ich kenne den 
Unterschied von vor den Fallpauschalen 
(Abrechnungen  der  Krankheitsbilder)
zu  jetzt.  Die  Pflege  war  früher  nicht 
schlechter, im Gegenteil, dadurch, dass 
nicht  so  viel  Dokumentationen  für 
Abrechnungszwecke  erstellt  werden 
mussten, hatte man mehr Zeit am Bett. 
Durch  die  Abrechnung  nach  Fall­
pauschalen  wurde  das  Gesundheits­
system verwirtschaftlicht.
Einsparpotential  wird  wo  es  nur  geht 
genutzt. Einsparen kann man prima an 
Personal,  aber  auch  an  baulich 
notwendigen Renovierungsarbeiten und 
auch  beim  Einkauf  von  Materialien. 
Unrentable  Bereiche  wie  die 
Notfallambulanzen  wurden  runter­
gefahren,  rentable  wie  die  Orthopädie 
hoch, oder man schließt kleine Häuser, 
bei gleichem Patientenzulauf. Ich war in 
einem kleinen Haus in der ZNA und auf 
INT, bis es  im Dezember vor 2 Jahren 
geschlossen wurde. Die bis dahin über 
7000 Patienten werden ja deswegen nicht 
einfach  weniger,  sondern  müssen 
zusätzlich  in  den  anderen  Häusern 
versorgt werden, wo Zeit und Personal eh 
schon  knapp  ist.  Nach  der  Schließung 
war  ich  in  einem  der  großen  Häuser, 
ebenfalls wieder im Bereich INT/CPU/

innere Notaufnahme. Ich konnte es nicht 
mehr ertragen und vor mir selbst nicht 
mehr verantworten, mich entscheiden zu 
müssen zwischen lasse ich den Patienten 
nun  mit  Schmerzen  liegen,  kümmere 
mich um den, der erbricht oder schiebe 
ich  jemanden  mit  Infarkt  im  Bett  zum 
Herzkatheter  ­  was  zuerst?  Oder  zum 
Dienst zu kommen und die Notaufnahme 
lag schon wieder bis zur Intensiv auf dem 
Gang voll, wie in einem Kriegslazarett. 
Oder  wie  in  dem  kleinen  Haus 

Wenn man Kontakt zu COVID positiven 
Patienten  oder  aber  auch  Mitarbeitern 
hatte,  dann  können  wir  uns  glücklich 
schätzen, wenn wir dies  auch erfahren. 
Mittlerweile wird das nämlich nicht mehr 
dem ganzen Team mitgeteilt und selbst 
wenn man es mitbekommen hat, muss 
man noch verdammt viel Glück haben, 
sich  in  die  „Kontaktperson­Liste“, 
welche an das Gesundheitsamt geschickt 
wird,  eintragen  zu  können.  Die  ist 
nämlich  so  schnell  wieder  weg,  so 
schnell kann man gar nicht schauen. Nun 
zur  „Alltäglichen  nicht  Corona­
Situation“: Die Unzufriedenheit im Team 
nimmt immer mehr zu. Es wird uns nicht 
geholfen.  Wir  betteln  um  bessere 
Bedingungen,  aber  es  wird  immer 
schlimmer. 
Es ist mittlerweile üblich, dass man als 
Teilzeitkraft jeden Monat mit fast doppelt 

so vielen Tagen eingeplant wird, als wir 
eigentlich arbeiten müssten. Zusätzlich 
muss  man  einspringen,  um  den 
krankheitsbedingten  Ausfall  einer 
Kollegin zu kompensieren. Wir sind am 
absoluten  Limit.  Wenn  wir  nicht 
einspringen  können,  werden  wir  mit 
Missachtung bestraft. Wir haben Angst, 
uns krankzumelden, wenn es uns nicht 
gut  geht,  weil  wir  deshalb  fast  noch 
„angemotzt“  werden.  Wir  dürfen 
mittlerweile keine Wünsche mehr äußern, 
wie  wir  an  besonderen  Tagen,  wie 
Weihnachten  und  Silvester,  arbeiten 
möchten/können.  Unser  Privatleben 
bleibt völlig auf der Strecke. 
Work­Life­Balance? Am Arsch!  Wenn 
wir mal eine Woche Urlaub haben, dann 
ändert  das  nichts  an  unseren 
Arbeitstagen. Man wird quasi „bestraft“. 
Meistens ist es so, dass wir vor unserem 
Urlaub dann noch so viel Tage am Stück 
arbeiten müssen, dass wir total k.o. sind. 
Oder wir arbeiten nach unserem Urlaub 
wahnsinnig  viele  Tage,  dass  wir 
eigentlich schon wieder urlaubsreif sind. 
Ich baue halt Überstunden auf, was mir 
aber rein gar nichts bringt. So spart das 
Krankenhaus einfach nur Geld. Alle mehr 
Stunden arbeiten lassen, als sie müssten. 
Es gibt Kollegen im Team, die knapp 400 
Überstunden  haben.  Das  ganze  ist 
absolut menschenunwürdig! Wir können 
nicht mehr! Den hohen, belastenden und 
zunehmenden Arbeitsaufwand mal außen 

geschehen,  in  der  Nacht  auf  zwei  voll 
belegten  Stationen  (Innere  und 
Orthopädie)  mit  verwirrten,  bett­
flüchtigen  Patienten  plus  einer  voll 
belegten Überwachungsstation mit davon 
zwei  Patienten  in  kritischem  Zustand 
plus der Türklingel zu dritt plus ein Arzt 
zu sein und dann reanimieren zu müssen. 
Ich hatte  es  satt,  angelogen  zu werden 
von der Klinikleitung. Ich hatte es satt, 
zu  sehen,  wie  alles  herunter 
gewirtschaftet wird und nach außen heile 
Welt  suggeriert  wird.(Stichwort:  best 
place to work...).

So wie mir geht es offensichtlich einigen, 
denn viele reduzieren auf Teilzeit, weil 
sie nicht mehr können, entweder mental 
oder/und  auch  körperlich,  oder  sie 
kündigen  wie  ich.  Und  Pflegepersonal 
geht selten auf die Straße oder macht den 
Mund auf, sie  leiden bis es nicht mehr 
geht und steigen dann aus. Ich wünsche 
mir  übergeordnet  die Abschaffung  der 
Fallpauschalen;  eine  andere  Geschäfts­
führung, die die Ortenau Kliniken nicht 
primär als Wirtschaftsbetrieb  führt; die 
Erhaltung und den Ausbau der kleinen 
Kliniken, damit die Leute wohnortnahe 
Anlaufstellen haben und dass sich für das 
Personal  die Arbeit  mehr  entzerrt  statt 
wie  bisher  immer  mehr  verdichtet; 
ordentliche Arbeitsbedingungen und auch 
mehr Personal, sodass ein Arbeiten mit 
Würde  und  mit  Achtung  vor  dem 
Mensch, sei es für die Patienten wie auch 
für das Personal, möglich ist."

Klinikgeschäftsführung spielt mit 
unserem Leben
„Es  muss  sich  etwas  ändern.  Es  ist 
schrecklich und frustrierend, wie mit uns 
Pflegekräften umgesprungen wird. Zur 
Corona­Situation  kann  ich  folgendes 
sagen: eine Quarantänepflicht besteht für 
uns  nur,  wenn  wir  in  der  Zeit  Urlaub 
hätten. Ansonsten müssen wir zur Arbeit 
erscheinen, privat jedoch in Quarantäne. 
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vor  gelassen.  Es  muss  sich  etwas 
ändern! Sonst können einige Stationen 
bald schließen. 
Ich  denke  nicht,  dass  die  Bezahlung 
momentan das Hauptproblem ist. Klar, 

mehr Geld wäre schön, aber was bringt 
mehr Geld, wenn man keine Zeit hat, es 
auszugeben?  Mir  persönlich  ist  mein 
Privatleben viel wichtiger, als Geld und 
das  bleibt  leider  komplett  auf  der 
Strecke. Und das bei allen Pflegekräften. 
Selbst  wenn  man  frei  hat,  ist  man  so 
kaputt, dass man oft (auch in den jungen 
Jahren) komplett kraftlos und lustlos ist, 
um  etwas  zu  unternehmen.  Stichwort 
Work­Life­Balance,  womit  ja  so  ge­
worben  wird.  Es  muss  mehr  Personal 
her.  Der  Stellenschlüssel  muss  erhöht 
werden. 
Und  wenn  unserer  „lieben“ 
Klinikleitung  die  Mitarbeiter  wichtig 
wären,  dann  würden  Betten  und 
Bereiche  gesperrt  werden,  bis  genug 
Personal  da  ist.  Ja,  das  Krankenhaus 
schreibt dann rote Zahlen, das wird es 
aber auch, wenn Stationen geschlossen 
werden  müssen,  weil  die  Mitarbeiter 
kündigen. Und dann gibt es erst  recht 
keine neuen Bewerber. Wer will schon 
so  ein Arbeitgeber,  der  sein  Personal 
soweit  treibt,  dass  es 
Massenkündigungen  gibt?  Es  kann  ja 
wohl  nicht  sein,  dass  trotz  akutem 
Personalmangel  die  Station  bis  aufs 
letzte  Bett  voll  ist.  Permanent.  Wir 
haben  15­20  Patienten  allein  zu 
versorgen. Es ist eine Frage der Zeit, bis 
da  ein  folgenschwerer  Fehler  passiert, 
für den die zuständige Pflegekraft grade 
stehen muss. “

Arbeiten bestimmt das Leben
"Ich  habe  damals  ein 
Bundesfreiwilligendienst gemacht, um 
eine Orientierung zu erhalten. Ich wurde 
schnell davon überzeugt, dass es meine 
Berufung  war,  diesen  Job  zu  erlernen 

 Berichte aus dem 

 Ortenau Klinikum 

>> Ich kenne den 
Unterschied von vor 

den Fallpauschalen zu 
jetzt. <<

>> Wir betteln um 
bessere Bedingungen, 

aber es wird immer 
schlimmer. <<

Gesundheit ist keine Ware!
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und  auszuführen.  Ich  arbeite  seit  ca.  8 
Jahren  in diesem Beruf. Die Pandemie 
hat uns allen die Augen geöffnet. Es sind 
viele  größere  Probleme  ans  Licht 
gekommen, mit denen wir einfach nicht 
einverstanden  sind.  Dinge,  die  uns 
zweifeln lässt. Dinge, die uns zeigen, wir 
sind tatsächlich wenig Wert. Wir arbeiten 
durch die Pandemie deutlich mehr und 
härter. 

Pausen?  Die  gibt  es  nur  noch  in 
Mangelwaren.  Kurz  etwas  in  Rachen 
schieben,  währenddessen  eine 
Dokumentation machen und kauend zu 
einem  Patient  laufen,  weil  die 
Beatmungsmaschine alamiert. Das ist der 
Alltag.  Die  Zeit  am  Patient  ist  die 
Wertvollste,  jedoch  wird  diese  Zeit 
zunehmend tragisch kürzer durch unser 
Personalmangel.  Das  macht  mir Angst. 
Patienten  sind  nur  Waren,  die 
abgearbeitet werden müssen und das darf 
nicht sein! 
Aktuell lebe ich nur noch für meinen Job. 
Freizeit  ist  kaum  möglich.  Ständige 

Einspringdienste machen das Leben nicht 
einfacher.  Jedoch  will  man  sein  Team 
nicht  hängen  lassen  und  helfen,  wo  es 
nur  geht.  Denn  unser  internes 
Teamgefühl ist womöglich das stärkste 
Gefühl, das uns zusammenhält! Warum 
ich  noch  für  das  Ortenau  Klinikum 
arbeite? Das frage ich mich leider oft. 
All dies mach ich jedoch ganz alleine für 
die Patienten in der Umgebung. Ebenso 
ist das Gefühl, etwas zu ändern und zu 
bewirken,  enorm.  Wir  sollten  uns 
auflehnen.  Alle  Pflegenden,  die  da 
draußen sind. All die Dinge, die wir über 
Medien  und  interne  Neuigkeiten 
erfahren, sind nicht ProPflege. Nein, wir 
bekommen immer die nackten Tatsachen 
ins Gesicht geklatscht."

Wir arbeiten wie in einer Fabrik
"Wenn dein Handy oder dein Fernseher 
kaputt  geht,  ersetzt  du  es.  Wenn  eine 
Pflegekraft  kaputt  geht  und  ans  Ende 
seiner  Kräfte  angekommen  ist,  was 
machst du dann? 
Es gibt viele Kollegen, die einspringen 
und ihre freie Zeit opfern, um sein Team 
nicht  im  Stich  zu  lassen  und  um  kein 
schlechtes Gewissen zu haben, die sich 
dadurch aber selbst vergessen. Ich habe 
es  früh  begriffen  und  gelernt,  Nein  zu 
sagen, egal ob ich etwas vor hatte oder 
nicht.  Ihr  seid  zum  Teil  selbst  Schuld, 
dass sich nichts ändert! 
Pflegedienstleitungen und Politik denken 
sich:  es  funktioniert  doch?!  Wenn  ich 
plötzlich  alleine  in  meiner  Schicht  auf 
der  Station  mit  über  30  Patienten  bin, 
weil Kollegen krank sind und niemand 
einspringt, bin ich nicht böse drum. Ich 
schau,  dass  meine  Patienten  überleben 
und tu mein Bestes! 
Wir müssen endlich ein Zeichen setzen! 
Ich habe oft Verbesserungsvorschläge zur 
besseren Organisation vorgetragen, aber 
es gab immer dumme Ausreden, die nicht 
gerechtfertigt sind. "Digitalisierung? Ja 
das kommt, das kommt.", wird uns seit 
Jahren  versprochen,  aber  es  passiert 
nichts,  im Gegenteil, wir versinken  im 
Papiermüll!

Wenn  man  uns  Pflegekräfte  ignoriert, 
müssen  wir  anfangen,  den  längeren 
Hebel auszuspielen. Wir geben tagtäglich 
unser Bestes,  dass  sich Patienten nicht 
wie  eine  Nummer  fühlen.  Politik  und 
Klinikleitungen tun gar nichts, um uns zu 
würdigen. 
Ich  fühle  mich  mittlerweile  wie  eine 
Nummer. Wenn  du  als  Mitarbeiter  auf 
Covid positiv getestet wirst, aber keine 
Symptome hast, bist du dazu angehalten, 
weiter  zu  arbeiten.  Wir  absurd  ist  das 
denn bitte? Warum wird nicht wieder der 
Zivildienst  eingeführt?  Nur  durch  ein 
soziales Jahr bin ich und viele andere im 
Pflegeberuf  gelandet.  Trotz  all  dem 
Stress mach  ich diesen  Job gerne. Mir 
macht  es  Spaß,  meine  Patienten  zum 
Lachen  zu  bringen,  zu  motivieren, 
anzutreiben  und  ihnen  Hoffnung  zu 
geben.  Ich  sage  immer:  Wenn  ich  das 
Lachen  auf  der  Arbeit  verloren  habe, 
weiß ich, dass ich hier nicht mehr richtig 
bin. In letzter Zeit habe ich leider viel zu 
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oft  das  Lachen  verloren.  Wir  müssen 
aufstehen  und  uns  wehren!  Es  herscht 
Pflegestufe Rot!"

Azubis nicht kaputt machen!
"Ich  bin  Auszubildende  am  Ortenau 
Klinikum. Ich habe den Beruf gewählt 
weil ich schon immer in die Pflege gehen 
wollte. 

Aber  immer  mehr  werden  die 
Bedingungen  schlimmer.  Wir 
Auszubildende  werden  leider  nicht 
immer geschätzt was man daran sieht das 
wir  auch  nur  eine  kleine  Prämie 
bekommen obwohl wir teilweise genauso 
viel  arbeiten  wie  eine  examinierte 
Gesundheits­ und Krankenpflegerin , was 
ich  sehr  schade  finde  da  wir  auch  auf 
Stationen  arbeiten  wo  es  Corona  gibt. 
Die Kampagnen von dem Klinikum ist 
genauso ein Witz mit den Hobbys. 
Wir  arbeiten  teilweise  10/11  Tage  am 
Stück  oder  haben  oft  früh  auf  spät 
Wechsel  ,  wo  soll  da  Zeit  sein  für  ein 
Hobby das man vor allem * regelmäßig * 
ausleben  möchte.  Bei  vielen  klappt  es 
einfach  nicht  da  man  nicht  immer  den 
gewünschten  Dienst  bekommt,  oder 
tauschen kann mit einem anderen."

Was ist Freizeit?
"Der Zivildienst beim Rettungsdienst hat 
mich  zur  Krankenpflege  gebracht. Wir 
betreuten die Patienten mit Covid 19 seit 
Beginn  der  Pandemie.  Der 
Arbeitsaufwand  ist  unvorstellbar  hoch. 
Der Personalmangel war ja vorher schon 
da bzw. die Berechnung der Stellen an 
Statistiken festgemacht. 
Unter Pandemie Bedingungen allerdings 
so  heftig,  dass  eine  Pflegekraft  die 
Verantwortung  von  bis  zu  8 
Intensivpatienten übernehmen muss. Die 
Kollegen,  die  zum  Teil  mit  mir  oder 
meinen Kollegen eingeteilt werden, sind 

neu,  in  Ausbildung  oder  von 
fachfremden Abteilungen. Ebenso sind 
die  Stationsärzte  Anfänger  und  wir 
müssen auch da noch helfen. Zum Teil 
80%  der  Arbeitszeit  in  voller 
Isolationsausrüstung  im  Isobereich. 

Viele  haben  Kopfschmerzen, 
Atemprobleme und Rückenschmerzen, 
weil wir oft die Schwerkranken alleine 
in Betten versorgen bzw. frisch machen 
müssen. 
Ein Teil der Kollegen darf auch schon 
nicht  mehr  in  den  Isobereich,  da  sie 
selbst Risikogruppe sind. 

Das heißt aber noch mehr Arbeit für die, 
die  dann  die  echt  Schwerkranken 
versorgen.  Ganz  ehrlich.  Seit  der 
zweiten  Welle  können  wir  kaum  den 
Patienten  gerecht  werden.  Laut  Hr. 
Spahn  sollten  wir  2,5  Patienten  pro 
Pfleger versorgen. Tatsache ist aber 3 bis 
5. plus oft den Kollegen noch zur Seite 
stehen,  die  fachfremd  oder  neu  sind. 
Familie  und  Freizeit  –  Was  ist  das? 
Dieser  soziale,  systemrelevante  Beruf 
bietet die asozialsten Arbeitszeiten, die 
man sich nur vorstellen kann. 
Arbeiten müssen wir am Wochenende, 
Nachts  und  an  Feiertagen,  da  wo 
Freunde  und  Familie  frei  haben.  Ein 
Vereinsleben nicht machbar. Und genau 
diese  Schichten  werden  nicht  richtig 
vergütet.  Krasse  Erlebnisse  gibt  es 
ständig, doch man stumpft ab. Zur Zeit 
beschäftigt  mich  allerdings  sehr,  wie 
unsere  Patienten  alleine  sind,  ja  auch 
alleine Sterben. D.h. ohne Angehörige. 
Wir versuchen da viel zu übernehmen. 
Gespräche  mit  Patienten  und  über's 
Telefon  mit  deren  Angehörigen.  Da 
muss man schon schlucken zur Zeit."

Weitere  Interviews  findet  ihr  auf  der 
Facebook Seite: Gesundheit ist keine 
Ware - Ortenau

>> Dinge, die 
uns zeigen, wir 

sind tatsächlich 
wenig Wert. <<

>> Ich fühle mich 
mittlerweile 

wie eine 
Nummer. <<

>> Wir arbeiten 
teilweise 

10/11 Tage
 am Stück. <<

>> Der 
Arbeitsaufwand ist 
unvorstellbar hoch. 

<<
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In Sachen Klinikschließungen wurden wir in den 
letzten  Jahren  schon daran gewöhnt,  dass die 
Architekten der "Agenda2030" tricksen wo es 
nur geht. Seit Beginn der Pandemie aber, werden 
selbst die einfachsten demokratischen Spielregeln 
nicht mehr eingehalten.

Auf Bundesebene hören wir immer wieder die 
Kritik, dass die Bundesregierung das Parlament 
nicht mitsprechen lässt bei  ihren Maßnahmen. 
Berechtigt,  denn  zwar  ist  die  Pandemie  eine 
Ausnahmesituation, doch das darf nicht heißen, 
dass  einige  wenige  einfach  durchregieren 
können. Vor  allem  nicht  dann,  wenn  es  zum 
Leidwesen von Millionen Menschen passiert und 
nur  einigen  Wenigen  einen  Vorteil  verschafft. 
Doch wer achtet schon darauf, dass auch in der 
Lokalpolitik hier vor Ort die Politiker die Krise 
nutzen, um ihre Interessen durchzusetzen?

So hat Landrat Scherer in der 1. Welle mithilfe 
seiner Eilentscheidung den Kreistag übergangen 
und kurzerhand den Klinikstandort Oberkirch 
vorübergehend geschlossen. Seine Begründung, 
er  wolle  das  Personal  auf  andere  Standorte 
bündeln.  Die  Mitarbeiter*innen  erfuhren  dies 
zuerst aus der Zeitung, dass ihr Arbeitsplatz nun 
wo anders sei. Kritik an diesem Vorgehen und an 
den  zunehmend  schlechteren  Arbeits­
bedingungen,  versuchte  die  Klinikleitung  mit 
Repression und Drohungen zu unterbinden. So 
wurde eine Dienstanweisung verfasst, die es den 
Beschäftigten untersagen sollte, sich öffentlich 

über ihren Arbeitgeber zu äußern. Vor allem im 
Internet  gaben  zuvor  viele  Pflegekräfte 
berechtigterweise ihrem Ärger der Öffentlichkeit 
kund.

Juristische Repression
Doch  dies  war  nur  der  Anfang  einer 
undemokratischen Odysee, die bis heute weiter 
geht. Am  18.11  veröffentlichte  die  Facebook 
Seite Gesundheit ist keine Ware – Ortenau (siehe 
Bericht auf Seite ) eine Entscheidungshilfe zur 
Schichtbezogenen  Priorisierung,  die  man 
fälschlicherweise als Dienstanweisung betitelte. 
Der Landrat nutzte die Chance und zeigte den im 
Impressum  stehenden  LiLO  Sprecher Yannik 
Hinzmann dafür an. Dabei forderte der Anwalt 
aber nicht nur, dass man das Dokument richtig 
betitele,  sondern  er  forderte  die  ganze 
Unterlassung des Facebookposts. Für Hinzmann 
sei klar, dass hier die Opposition mundtot und die 
Zustände am Klinikum nicht öffentlich gemacht 
werden  sollen. So hat  dann  auch das Gericht 
entschieden,  die  Klage  des  Landratsamtes 
abzuweisen. Dieses scheint das aber nicht auf 
sich sitzen lassen zu wollen und zieht weiter in 
die nächste Instanz. Das treibt die Kosten nach 
oben und so würde der LiLO Sprecher, und somit 
die Linke Liste Ortenau im Falle einer Niederlage 
auf ca. 10.000€ sitzen bleiben.

Nach  dem  Motto,  wenn  die  Kosten  nur 
irgendwie  hoch  genug  sind,  werden  sie  den 
Mund schon halten, hat das Landratsamt auch der 

LiLO Kreisrätin Jana Schwab ein Ordnungsgeld 
angedroht. Dieses kommt dann zur Geltung, falls 
sie  die  angefragten  Kündigungszahlen  des 
Ortenau Klinikums öffentlich macht. Ein Jahr 
zuvor, durfte die Linke Liste diese Zahlen noch 
veröffentlichen, doch  jetzt  sind diese  so hoch, 
dass das Landratsamt wohl befürchtet, es ist eine 
Bestätigung für die katastrophale Politik die man 
fährt. Schwab ist nicht die erste Kreisrätin die 
mittels  juristischer  Knebel  mundtot  gemacht 
werden  sollte.  Auch  der  ehemalige  Linken 
Kreisrat und heutiger LiLO Aktivist Preuschoff, 
hat im Jahr 2018 eine Anzeige erhalten, weil er 
Missstände am Klinikum Ebertplatz in Offenburg 
öffentlich machte. Auch damals gewannen die 
Aktivisten die juristische Auseinandersetzung.

Aber  nicht  nur  mit  juristischen  Angriffen 
versucht man  jegliche Kritik  an der  aktuellen 
Ortenauer Politik fern zu halten. Auch über eine 
Änderung der Geschäftsordnung versuchte der 
Landrat  das  Fragerecht  der  Kreisräte  massiv 
einzuschränken.  Er  wollte  künftig  darüber 
entscheiden, ob eine Anfrage beantwortet wird 
oder  nicht.  Bisher  muss  er  jede Anfrage  der 
Volksvertreter beantworten, auch wenn er das im 
Falle von Frau Schwab erst nach 12 Wochen von 
seinen  Assistenten  erledigen  lies.  Die 
Einschränkung  des Anfragerechts,  konnte  im 
November aber durch eine große Protestaktion 
zahlreicher Ortenauer Bürger*innen verhindert 
werden,  die  dutzende  Mails  an  Landrat  und 
Kreisparteien verschickten. Auch hier versuchte 
das Landratsamt mit Zensur auf Instagram Kritik 
abzuwenden,  indem  man  dutzende  kritische 
Kommentare zum Thema löschte.

Informationspolitik dürftig
In  Sachen  Informationspolitik  nimmt  der 
Ortenaukreis schon eher auf den hinteren Rängen 
Platz, was aber die meisten Kreisrät*innen nicht 
zu stören scheint. Neben unzureichenden Infos zu 
den Klinikschließungen, hat das Ortenau auch 
erst auf Nachfrage der LiLO Kreisrätin Schwab 
bekannt gegeben, dass es einen massiven Corona 
Ausbruch im Lahrer Klinikum um den 24.01.21 
gegeben  hat.  Der  Corona Ausbruch  um  den 
Jahreswechsel  hingegen  wurde  erst  im 
Nachhinein durch Zeitungsrecherchen bekannt. 
Grund der Anfrage von Frau Schwab war, dass 
mehrere  Pflegekräfte  meldeten,  dass  die 
Bettenkapazität am Lahrer Klinikum an ihr Limit 
gekommen sei. In diesem Zuge kam auch heraus, 

dass auch unabhängig von Corona, dieses Limit 
immer mal wieder erreicht werde. Gleichzeitig 
propagieren  Landrat  Scherer  und 
Klinikgeschäftsführer Keller einen Bettenabbau 
in der Ortenau.

So passt es auch ins Bild, wenn das Ortenau 
Klinikum  für  den  15.02.21  Mit­
arbeiter*innengespräche  am  Klinikstandort 
Oberkirch ansetzt, um die weitere Zukunft des 
Arbeitsplatzes zu besprechen. Hat noch nicht 
einmal  die  Debatte  um  eine  vorzeitige 
Schließung  des  Oberkircher  Standorts  im 
Ausschuss  für  Gesundheit  und  Kliniken 
begonnen,  greift  Keller  so  einem  noch  nicht 
existierenden Kreistagsbeschluss vor, indem er 
die Mitarbeiter*innen darin im Glauben lässt, 
bereits  in  diesem  Jahr  wird  das  Oberkircher 
Klinikum geschlossen. Das demotiviert natürlich 
und wird voraussichtlich weitere Kündigungen 
nach  sich  ziehen.  Der  Pflegenotstand  lässt 
grüßen.

Ebenso werden wichtige Entscheidungen um 
die  Daseinsvorsorge  in  der  Ortenau,  in 
nichtöffentlichen,  also  geheimen  Sitzungen 
vorbesprochen  und  so  zementiert.  Da  aber 
manches Mitglied dieser Gremien den Anspruch 
an  sich  legt  den  Wählerinnen  und  Wählern 
verpflichtet  zu  sein,  gelangen  immer  wieder 
Informationen  an  die  Öffentlichkeit.  Unter 
anderem  aus  diesem  Grund  will  die 
Kreistagsverwaltung nun eine Änderung in der 
Rechtsform  des  Ortenauklinikums 
durchbringen.  um  die  "leidigen"  öffentlichen 
Debatten  zu  umgehen.  Mit  einer 
Mitbestimmung der Bevölkerung hat das ganze 
nun noch wenig zu tun. Vielmehr handelt vor 
allem Landrat Scherer nach dem Motto der Staat 
bin ich. Wie lange sich das die Ortenauer*innen 
und die Kreisrät*innen noch gefallen lassen, ist 
hoffentlich nur noch eine Frage der Zeit.

 Der Staat bin ich! 

 Landrat Scherer im 
 Herrschermodus 

Lange blieben diese Zahlen unter Verschluss, 

doch nun sind sie endlich da. Nachdem schon 

im  November  die  LiLO  Kreisrätin  Jana 

Schwab eine Anfrage beim Landratsamt zur 

aktuellen  Personalsituation  stellte,  musste 

diese  über  12  Wochen  auf  eine  Antwort 

warten.  Damit  jedoch  noch  nicht  genug, 

drohte  ihr  das  Landratsamt  bei 

Veröffentlichung der Kündigungszahlen ein 

Ordnungsgeld an. Die Zahlen wurden dann 

öffentlich, nachdem alle Kreisrät*innen diese 

erhalten und eine unbekannte Person, sie der 

Redaktion zukommen lies. Insgesamt stieg 

die Zahl aller selbst getätigten Kündigungen 

(ohne Renten Weggang/Schwangerschaften 

etc.)  am  Ortenau  Klinikum  von  2019  auf 

2020  um  27,9%  von  243  auf  311 

Kündigungen  an,  davon  113  des 

Pflegepersonals  (entspricht  6,53%  des 

gesamten  Pflegepersonals).  Bei  diesem 

Tempo wäre die Hälfte der Belegschaft in ca. 

7 ½ Jahren ausgetauscht. Kündigungsquoten, 

die  man  eher  bei  Zalando  oder  Amazon 

gewöhnt ist.

Von  den  philippinischen  Kräften,  die  man 

2017  als  große  Hoffnung  angepriesen  und 

extra  eingeflogen  hat,  um  den  heimischen 

selbst verursachten Pflegefachkräftemangel 

zu  bekämpfen,  haben  mittlerweile  schon 

37,5%  gekündigt.  Das  sind  24  von  64 

Personen.  Es  ist  nicht  nur  eine 

Unverschämtheit,  dass  man  einerseits 

Fachkräfte aus Schwellenländern abzieht, wo 

sie  gebraucht  werden.  Nein  es  ist  auch 

unglaublich  heuchlerisch,  den  Menschen 

vorzugaukeln,  sie  erwarteten  hier  gute 

Arbeitsbedingungen.  Im  ärztlichen  Dienst 

haben  im  Jahr  2020  satte  96  Personen 

gekündigt.  2019  waren  das  noch  63.  Eine 

Steigerung  der  Kündigungszahlen  um  ca. 

52%.

Zwar  wurden  2020  wieder  523  Personen 

zusätzlich eingestellt, doch davon lediglich 

111  in  der  Pflege.  Das  gleicht  die 

Kündigungszahlen  zwar  einigermaßen  aus, 

jedoch  nicht  die  Menschen,  die  in  Rente 

gegangen  sind  oder  anderweitig  entlassen 

wurden,  geschweige  denn  die,  die 

„dauerhaft“  krankgeschrieben  sind.  Die 

Preisfrage, die die Verwaltung bis jetzt noch 

nicht  beantwortet  hat  lautet,  in  welchen 

Bereichen  wurden  die  restlichen  412 

Personen  eingestellt?  Selbst  wenn  man 

davon ausgeht, was sehr unwahrscheinlich 

ist, dass wieder genauso viele Menschen im 

ärztlichen  Bereich  eingestellt  wurden, 

bleiben immer noch 316 Personen, die in der 

Verwaltung  bzw.  nicht  pflegerischen  oder 

ärztlichen Dienst einen Job erhielten. Davon 

wurden 212 Stellen neu geschaffen. Anstatt 

also  den  Pflege­  oder  ärztlichen  Bereich 

weiter  auszubauen,  investiert  die 

Klinikleitung  weiter  in  den  über­

dimensionierten Verwaltungsapparat. Dabei 

wäre es gerade jetzt in der Pandemie bitter 

nötig endlich eine Wende zu vollziehen. 

Was es unserer Meinung nach jetzt für 
Veränderungen  in  der  Ortenauer 
Gesundheitspolitik  benötigt,  könnt  ihr 
auf Seite 7 nachlesen. 

 27,9% mehr Kündi- 
 gungen 2020 am  
 Ortenau Klinikum! 
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Kurz  nach  dem  Antritt  des  neuen 
Klinikgeschäftsführers Christian Keller 
geisterte in der Presse und in politischen 
Debatten im Ortenaukreis die Angst vor 
hohen Defiziten am Ortenau Klinikum 
durch die Landschaft. Erst  sprach man 
von 7 Millionen, dann von 11 Millionen 
und  nun  von  bis  zu  22  Millionen  € 
Verlust im Jahr. Sämtliche Kreisräte, bis 
auf  die  LiLO,  forderten  hier  schnelle 
Lösungen  in  Form  von 
Klinikschließungen, Umstrukturierungen 
und  Einsparungen.  Abgesehen  davon, 
dass ein Krankenhaus nicht dazu da ist, 
um Gewinne zu erwirtschaften, sondern 
die  Gesundheitsversorgung  der 
Bevölkerung sicherzustellen, scheint es, 
als haben sich die meisten Kreisrät*innen 
nicht  wirklich  mit  den  Zahlen  und 
Gründen  für  das  angeblich  so 
katastrophale Defizit beschäftigt.

Ein kurzer Blick in die Bilanz zeigt, dass 
das Ortenau Klinikum gut „wirtschaftet“, 
es fährt sogar ein theoretisches Plus im 
Jahr 2019 in Höhe von 17,6 Millionen € 
ein.  Doch  lang  aufgeschobene 
Investitionen  wie  Neubau  des  OPs  am 
Offenburger  Ebertplatz,  Neubau  OP  in 
Ettenheim,  Sanierung  in  Lahr  etc. 
drücken  die  Bilanz  tief  ins  Minus. 
Jahrelang  haben  die  Kreisparteien  die 
Investitionen hinausgezögert, die Bilanz 
somit geschönt und die Kreiszuschüsse 
gering gehalten, um die Kreisumlage auf 
historisch  niedrigem  Niveau  zu  halten. 
Das passierte vor allem auf Druck von 
Kreisräten, die gleichzeitig Bürgermeister 
sind, die an keiner Erhöhung interessiert 

waren,  da  ihre  Gemeinden  ansonsten 
mehr Geld an den Kreis hätten abdrücken 
müssen.

Der Kreis verweist richtigerweise immer 
wieder  darauf,  dass  es  eigentlich  nicht 
seine Aufgabe  sei,  Investitionen  in  die 
Kliniken  zu  tätigen.  Dies  ist  laut 
Krankenhausfinanzierungsgesetz  Auf­
gabe des Landes Baden­Württembergs. 
Doch  auch  hier  wird  seit  Jahren  der 
gesetzliche Auftrag durch das Land nicht 
erfüllt, was dazu führt, dass Kreise und 
Gemeinden  wichtige  Investitionen 
übernehmen. Ziel des Landes ist es aber, 
die Kommunen zur Zentralisierung der 
Kliniken zu bewegen, um so weiter Geld 
sparen  zu können. Der Deal, wenn  ihr 
neu  baut  und  dafür  Kliniken  schließt, 
erhaltet ihr bis zu 50% der Kosten.

Wir als Linke Liste Ortenau sagen aber, 
es braucht keine 1,5 Milliarden € teuren 
Neubauten,  die  das  Klinikum  und  die 
Kreisfinanzen  auf  Jahrzehnte  in  die 
Verschuldung oder das Ortenau Klinikum 
in die Privatisierung drücken. Das CMK 
Gutachten  von  2017  hat  klar  gezeigt, 
dass  mit  einer  2%  Erhöhung  der 
Kreisumlage  alle  Ortenauer  Kliniken 
erhalten werden könnten. Der Kreis hat 
die Möglichkeit, die Investitionskosten 
beim Land einzuklagen, denn gesetzlich 
stehen ihm diese zu. Doch leider fehlt der 
politische  Wille,  da  die  Kreisparteien 
sich, aus welchen Gründen auch immer, 
nicht mit dem Land anlegen wollen. Da 
man aber nicht der einzige Kreis ist, der 
Probleme mit den Investitionskosten hat, 

könnte  man  auf  politischer  Ebene  mit 
anderen Kreisen zusammenarbeiten, evtl. 
sogar die Bevölkerung mitnehmen, um 
gemeinsam  hier  eine  Veränderung  zu 
erreichen. Doch dafür müsste man das 
Konkurrenzdenken aufgeben.

Ein  weiteres  Problem,  welches 
Klinikgeschäftsführung  und 
Kreispolitiker  ständig  ansprechen  sind 
die  hohen  Personalkosten.  Dem  kann 
man  nur  zustimmen.  Doch  sind  die 
Personalkosten  nicht  bei  Reinigungs­, 
Pflegekräften  und  Ärzten  zu  hoch, 
sondern bei den Chefärzten und  in der 
Klinikgeschäftsführung.  Allein  Keller 
verdient  ca.  300.000€  im  Jahr. 
Chefarztgehälter  liegen  ebenfalls  um 
diese Zahl und das Ortenau Klinikum hat 
überdurchschnittlich  viele  Chefärzte. 
Hier  gäbe  es  locker  ein  Einsparungs­
potential  von  mehren  Millionen  Euro, 
vor allem wenn man anstatt autoritären 
Strukturen, basisdemokratische einführen 
würde.  Heißt  also,  das  Klinikpersonal 
verwaltet das Ortenau Klinikum selbst, 
anstatt ein Mensch der Volkswirtschaft 
studiert hat.

Für  uns  steht  also  fest,  dass  in  der 
Debatte um die Klinikschließungen die 
Bevölkerung  von  Presse  und  Politik 
hinters Licht geführt wird. Da wittern wir 
keine Verschwörung, oftmals liegt es an 
Inkompetenz  oder  Zeitmangel,  sich 
richtig  in  das  Thema  einzuarbeiten. 
Dennoch wird das ganze Thema im Kreis 
von  Kräften  vorangetrieben,  die  nicht 
eine  gute  und  wohnortnahe 

Gesundheitsversorgung im Blick haben, 
sondern  lediglich  die  Senkung  von 
Kosten, um den eigenen Städtehaushalt 
zu sanieren oder dem Land beim Sparen 
zu  helfen.  Es  wird  Zeit,  dass  es  hier 
endlich eine Kehrtwende gibt. Denn die 
aktuellen  "Strukturreformen"  sorgen 
lediglich  dafür,  dass  die  kleineren 
Standorte  noch  größere  Defizite 
schreiben. So wurde zum Beispiel die 
profitable Geburtenstation aus Oberkirch 
abgezogen.

Wenn wir aber endlich die Investitions­
kosten beim Land einklagen, Chefarzt­ 
und Geschäftsführungs­gehälter senken 
oder Posten abbauen, dann holen wir das 
Klinikum  auch  wieder  aus  den  roten 
Zahlen heraus. Aktuell aber machen wir 
genau  das  Gegenteil.  Wir  investieren 
Millionen, um diese Investitionen 2030 
dann wieder abzureisen. Das Geld muss 
aber dennoch vom Ortenau Klinikum in 
die Abschreibungen mit aufgenommen 
werden. Heißt die Bilanz wird noch auf 
Jahrzehnte  belastet  werden. Wenn  wir 
nun  also  Kliniken  schließen,  schaffen 
wir kurzfristig keine Verringerung des 
Defizits, denn an fast allen Standorten 
wurde neu gebaut und die Investitionen 
müssen  abgeschrieben  werden.  Dafür 
brechen aber Einnahmen weg, die diese 
Kliniken geliefert haben.

 Macht das Klinikum 
 wirklich Verluste? 

 So tricksen die 
 Klinik-Schließer! 

Diese Forderungen muss der Kreis jetzt 
dringend umsetzten!

1. Mehr Personal einstellen! Anstatt noch 
weitere  Sparpläne  beim  Personal 
vorzulegen,  muss  der  Kreis  mehr 
Pflegekräfte, Ärzte und Reinigungskräfte 
einstellen.
2. Vorhandenes Personal motivieren! Eine 
neue Corona Prämie in Höhe von 1.500€, 
die  Demokratisierung  der  Klinik­
strukturen  (Klinikgeschäftsführer  und 
Pflegedienstleitungen  müssen  vom 
Personal  gewählt  werden)  sowie  mehr 
Mitspracherecht bei Schichteinteilungen.
3. Alle  Kliniken  erhalten!  Der Agenda 
2030 Prozess muss gestoppt und die
vor­handenen Kliniken ausgebaut werden. 
Corona  hat  uns  gezeigt,  dass  wir  dring­
end  Ausweichkliniken  mit  genügend 
Betten  brauchen.  Der  geplante 
Bettenabbau  wäre  eine  Katastrophe,  da 

die Kliniken jetzt schon immer wieder an 
ihre Grenzen stoßen.
4.  Klinikgeschäftsführer  Keller  sofort 
entlassen! Unter seiner Führung ist das 
Klinikdefizit  explodiert  und  die 
Kündigungszahlen  massiv  angestiegen. 
Mit  dieser  Führung  kann  kein  neuer 
Prozess  für  eine  bessere  Gesundheits­
versorgung gestartet werden.
5.  Klage  gegen  das  Land  Baden­
Württemberg!  Laut  Gesetz  muss  das 
Land  die  Investitionskosten  von 
Krankenhäusern zu 100% übernehmen. 
Doch seit Jahren schon übernimmt das 
Land maximal noch 50%. Das treibt die
Kliniken und deren Träger in den Ruin. 
Der Kreis muss juristisch einfordern, was 
ihm zusteht.

 Unsere 
 Forderungen 
 an den Kreis! 
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Nach  mehreren  Attacken  auf  die 
Mitbestimmung, zuletzt durch den Versuch 
das Anfragerecht einzuschränken, legt nun 
die Kreisverwaltung einen neuen Vorschlag 
vor.  Darin  plant  die  Kreisverwaltung  die 
Änderung  der  Rechtsform  des  Ortenau 
Klinikums von einem Eigenbetrieb in eine 
Anstalt  des  öffentlichen  Rechts.  Diese 
Änderung verringert das Mitspracherecht der 
Opposition, schafft die Öffentlichkeit ab und 
legt  einen  weiteren  Baustein  für  die 
Privatisierung.

Derzeit hat die Linke Liste Ortenau einen 
Sitz  im  Ausschuss  für  Gesundheit  und 
Kliniken,  nach  dem  Willen  der 
Kreisverwaltung  soll  es  aber  bald  einen 
Aufsichtsrat  für  die  medizinischen 
Versorgungszentren geben, genauso wie für 
das  Ortenau  Klinikum,  indem  die  LiLO 
Kreisrät*innen  nicht  vertreten  sein  sollen. 

Wichtige Informationen würden dann nicht 
mehr  im  Ausschuss  sondern  geheim  im 
Verwaltungs­/Aufsichtsrat  besprochen 
werden. Die Kreisverwaltung hebt in ihrem 
Schreiben auch als positiven Aspekt hervor, 
dass  somit  die  politische  Debatte  weniger 
emotional  verlaufen  würde,  da  die 
Bevölkerung  nichts  vom  Geschehen 
mitbekommen würde. Als positives Beispiel 
wird  hier  auch  das  Klinikum  Mittelbaden 
genannt, bei dem es der Kreis Rastatt/Baden­
Baden geschafft hätte, 4 Kliniken ohne eine 
breite  gesellschaftliche  Diskussion,  in 
Rekordzeit zu schließen.

Dem  Verwaltungsrat  sollen  weitreichende 
Befugnisse erteilt werden. U.a. Einstellungen 
von  Führungskräften,  Chefärzten  etc., 
Kreditaufnahmen  bei  Banken  und  die 
Umsetzung  von  Bauprojekten.  Die 
Kreisverwaltung  hebt  hervor,  dass  dieser 

 Kreisverwaltung 
 will Mitbestimmung 
 weiter ein- 
 schränken! 

Schritt nötig sei, um die Kreisrät*innen nicht 
zu  überlasten.  Gleichzeitig  solle  ein 
Verwaltungsrat  eine  angeblich  stärkere 
Identifikation  des  Personals  mit  den 
Entscheidungen  des  Rates  schaffen  und 
andersherum die Politiker*innen mit „ihrem“ 
Krankenhaus stärker verbinden. Doch wer 
bisher noch keine Zeit und Lust hatte, sich in 
die Materie einzuarbeiten, der wird das auch 
bestimmt mit einem Verwaltungsrat nicht tun. 
Genauso wenig wird das Personal schwere 
Entscheidungen besser ertragen, wenn anstatt 
des Kreistags, solch ein Rat diese fällt. Die 
Politiker*innen wollen sich lediglich aus der 
Verantwortung ziehen. Die Kreisverwaltung 
schreibt hierzu, man wolle nicht, dass es von 
Seiten der Klinikmitarbeiter*innen und der 
Bevölkerung  heißt,  die  Politik  entscheide, 
sondern der Verwaltungsrat. In den Augen 
der  LiLO  ist  das  Augenwischerei.  Das 
Ortenau  Klinikum  gehört  aber  zur 
Daseinsvorsorge der Ortenauer Bevölkerung 
und  sollte  deshalb  auch  von  dieser  bzw. 
seinen Vertreter*innen, öffentlich kontrolliert 
werden. Es ist schon schlimm genug, dass 
der  Landrat  nicht  von  der  Bevölkerung 
gewählt wird, wie in anderen Bundesländern 
oder  der  Klinikgeschäftsführer  vom 
Klinikpersonal, so will man nun unliebsame 
Entscheidungen  nur  noch  von  einigen 
wenigen Kreisrät*innen treffen lassen, anstatt 
vom  gesamten  demokratisch  gewählten 
Kreistag.  Dies  mit  der  Hoffnung,  die 
Entscheidungen  von  der  Parteipolitik  zu 
entkoppeln.

Die eigenständige Aufnahme von Krediten 
bewirkt, dass sich das Klinikum in Zukunft 
abhängig von Banken machen wird. Zwar 
muss der Kreis dafür Sorge tragen, dass die 
Grundfunktionen  des  Krankenhauses 

aufrecht  erhalten  bleiben,  doch  für 
Investitionen  muss  er,  solange  die 
Grundfunktion  nicht  bedroht  ist,  keine 
Gelder zur Verfügung stellen. Hier kann der 
Verwaltungsrat  von  Banken  bzw.  Dritten 
Kredite aufnehmen, für die der Kreis nicht 
haftet.  Dann  ist  das  Klinikum  aber 
gezwungen, Gewinne zu erwirtschaften und 
diese zur Abzahlung der Zinsen und Kredite 
zu nutzen. Das Ortenau Klinikum wird also 
noch stärker auf Profite ausgerichtet. Dies 
bedeutet  Einsparungen  beim  Personal, 
kürzere  Liegezeiten  oder  auch  die 
Einsparung bei wichtigen Sanierungen oder 
Hygienemaßnahmen.  Ebenso  fallen  die 
vorgezogenen Standortschließungen unter 
diese  "Einsparungsmaßnahmen".  Da  der 
Kreis derzeit nicht bereit ist die Kliniken zu 
erhalten und auszubauen, läuft das ganze auf 
eine Privatisierung hinaus, sollte der Plan 
der  Gewinnmaximierung  nicht  aufgehen, 
damit sich das Klinikum selber finanzieren 
kann. So oder so werden die Patient*innen 
und Beschäftigten darunter leiden müssen.

Fazit, letzten Endes wird die Struktur zwar 
schlagkräftiger,  wie  die Verwaltung  es  so 
schön formuliert, doch die Frage ist, gegen 
wen?  Man  wird  auf  jeden  Fall 
schlagkräftiger  gegen  die  LiLO  und  die 
Bevölkerung,  die  von  den  Sitzungen 
ausgeschlossen  werden  sollen,  damit 
wichtige  Infos nicht an die Öffentlichkeit 
gelangen. Diese Infos sind aber wichtig, um 
die Arbeitsbedingungen zu verbessern und 
die  wohnortnahe  Gesundheitsversorgung 
verteidigen zu können. Der Landrat will also 
ein  weiteres  Mal  die  Demokratie 
einschränken.

Die Verwaltung und Parteien haben die 
Bevölkerung  wieder  einmal  angelogen. 
Behauptet wurde 2018, als die Kreisräte 
die  Klinikschließungen  (Agenda2030) 
beschlossen, bis 2030 werden Ettenheim 
&  Oberkirch  noch  mindestens  stehen. 
Dabei wurde auch versprochen, dass 2025 
nochmal geprüft wird, ob man überhaupt 
schließt.  Doch  schon  damals  sagten 
prophezeite die Linke Liste Ortenau und 
das Bündnis für den Erhalt aller Ortenauer 
Kliniken,  dass  man  dieser  Lüge  nicht 
aufsitzen  dürfte.  Seitdem  wurden  beide 
Standorte  ausgeblutet  und  das  Personal 
demotiviert, was u.a. Kündigungen nach 
sich zog. Vor einigen Wochen wurde dann 
bekannt,  dass  die  Fußchirurgin  und 
Aushängeschild der Ettenheimer Klinik 
Frau Hase das Haus verlassen würde. Nun 
versucht Keller den Kreisrät*innen auf 

Antrag  der  Freien  Wähler  mit 
Einsparungen von ca. 4,5 Millionen € pro 
Jahr die beiden Schließungen schmackhaft 
zu  machen.  Denn  vor  allem  Ettenheim 
würde  nach  Weggang  von  Frau  Hase 
zukünftig wahrscheinlich größere Defizite 
einfahren.  Nicht  nur  traurig,  dass  der 
Kreis wegen läppischen 4,5 Millionen € 
die wohnortnahe Gesundheitsversorgung 
zerstören  will.  Natürlich  trickste  der 
Klinikgeschäftsführer  auch  hier  wieder, 
indem er die wahren Kosten verschleiert. 
Denn Frau Hase und ihr Team lieh man 
oftmals nach Wolfach aus, genauso wie 
Pflegekräfte  vom  Ortenau  Klinikum 
Ettenheim  nach  Lahr  entsandt  wurden. 
Das  schmälerte  selbstverständlich  den 
Ertrag. Keller betont in seinem Dokument 
immer wieder, dass man im Wettbewerb 
mit anderen Kliniken oder dem 

ambulanten  Sektor  stehe  und  durch 
Klinikschließungen bzw. dem Umbau des 
Ortenau Klinikums Standortvorteile und 
bessere Profitchancen erhoffe. Es ist eine 
perverse Meinung, im Gesundheitssektor 
immer noch von Wettbewerb zu sprechen 
und  eine  Klinik  auf  Gewinne 
auszurichten. Der Gesundheitssektor  ist 
dafür da, dass Menschen wieder gesund 
werden!

Weiter besagt das Dokument, dass beim 
Personal  ca.  3%  an  Kosten  eingespart 
(0,6% Vollzeitstellen der Pflegekräfte und 
4,1% der ärztlichen Vollzeitstellen stehen 
zur Disposition) werden sollen. U.a. durch 
eine  Reduktion  der  Leiharbeits­
pflegekräfte. Die Frage stellt sich uns nur, 
wie wirkt sich das auf die Kolleg*innen 
aus? Wir halten es natürlich auch nicht für 
sinnvoll  den  Betrieb  mit 
Leiharbeitskräften  aufrecht  zu  erhalten 
(im  Gegensatz  zum  Industriesektor, 
werden  die  zum  Glück  nicht  weniger 
sondern mehr bezahlt als Festangestellte), 
doch es macht auch keinen Sinn, wenn die 
Kolleg*innen am Ende die ganze Arbeit 
der fehlenden Kräfte übernehmen müssen.

Als sinnfrei kann ebenso erachtet werden, 
mit  der  Erfahrung  der  letzten  Wochen 
Klinikbetten  abzubauen.  Der  Corona 
Ausbruch in Lahr und die Erreichung der 
Kapazitätsgrenzen haben gezeigt, dass es 
dringend nötig ist die kleinen Standorte 
aufrecht zu erhalten, um eine gescheite 
Notfallversorgung  gewährleisten  zu 
können. Es ist auch angesichts der hohen 
Kündigungszahlen  ein  no  go  0,6% 
weitere Vollzeitpflegekräftestellen  oder 
4,1%  der  Vollzeitärztlichen  Stellen 
einzusparen zu wollen. Anstatt, dass der 
Kreis  über  Schließungen  und  eine 
Änderung  der  Rechtsform  am  23. 
Februar  im Ausschuss diskutiert,  sollte 
man aber nach Meinung von Experten, 
folgende Punkte behandeln:

Langfristige  Mitarbeiter*innenbindung 
durch Wertschätzung, mehr Lohn, mehr 
Personal  und  rechtssicheren  Absichts­
erklärungen eine Kehrtwende einzuleiten.
Die Reinigungskräfte endlich wieder in 
den öffentlichen Dienst zu holen.
Die  Mitbestimmung  zu  stärken  bei 
Schichtplänen  und  der Wahl  der  PDLs 
sowie des Klinikgeschäftsführers durch 
das Personal.
Die Wiedereröffnung der Pflegeschule in 
Kehl und die Einführung des Verbotes, 
Azubis wie Vollzeitkräfte zu behandeln.
Einsparung in der Geschäftsführung und 
bei den Direktoren, die u.a. im 6 stelligen 
Bereich verdienen

 Kliniken sollen 
 schon Ende 2021 

 geschlossen werden! 
>> Einsparungen bei 

0,6% der Pflege- und 
4,1% der Ärzte-

vollzeitstellen <<



Am  17.11  beschloss  der 
Verwaltungsausschuss des Ortenaukreises 
die  Erhöhung  der  Kreisumlage  um 
lediglich ein Prozent statt wie die von der 
Verwaltung vorgeschlagenen 1,9%. Diese 
Umlage  legt  den  Anteil  der 
Steuereinnahmen  der  Städte  und 
Gemeinden fest, welche diese an den Kreis 
abgeben  müssen.  Sie  ist  dahingehend 
wichtig,  da  der  Kreis  für  das  Finan­
zierungskonzept  der  Klinikschließungen 
und dem Bau einer Krankenhausfabrik mit 
festen Einnahmen rechnete, die schon jetzt 
nach und nach weg brechen. Denn ob das 
Land wie von Minister Lucha angekündigt 
wirklich 40% der 1,5 Mrd. € Investition­
skosten übernimmt, bleibt offen. Vor allem, 
da Ministerpräsident Kretschmann erst vor 
kurzem gesagt hat, er wisse davon nichts. 
Ebenfalls  ist  die  Selbstfinanzierung  des 
Ortenau  Klinikums  durch  die  geplante 
Erwirtschaftung  von  Gewinnen  ab  2031 
völlig unrealistisch. Wie genau Gewinne 
erzeugt werden sollen, wurde bisher nicht 
schlüssig dargelegt. Es wurde lediglich die 
Parole ausgegeben, dass das Krankenhaus 
Profite  erwirtschaften  und  einen  großen 
Teil  der  dann  entstandenen  Investitions­
schulden selbst abbezahlen soll.

Zurück auf Anfang
Zu  Beginn  der  Debatte  um  die 
Klinikschließungen, gab das Lohfert und 
Lohfert  Gutachten  bekannt,  dass  eine 
Erhöhung der Kreisumlage um lediglich 
2% die Kliniken auf Dauer retten könnte. 
Damals rebellierten die Bürgermeister von 
CDU und freie Wähler und man entschied 
sich für die Schließung und Zentralisierung 
der  Standorte.  Das  Defizit  welches  das 
Klinikum  aber  derzeit  aufbaut  entsteht 
hauptsächlich aufgrund von Personalkosten 
und Investitionskosten. Die Personalkosten 

sind aber nicht unbedingt hoch (außer bei 
den Chefärzten, der Klinikleitung und den 
Direktoren). Nein  sie wurden nur bisher 
nicht ausreichend von den Fallpauschalen 
durch die Krankenkassen vergütet. Schuld 
ist hier ganz klar der Bund, der mit den 
Stimmen  von  SPD,  GRÜNE,  FDP  und 
CDU  im  Jahr  2003  die  Fallpauschalen 
(also  jede  Krankheit  erhält  einen  festen 
Preis) und somit die Profitausrichtung des 
Gesundheitswesens weiter zementierte. Die 
Investitionskosten  wurden  hingegen 
jahrelang  hinausgeschoben  u.a.  weil  das 
Land  laut Gesetz dazu verpflichtet wäre, 
sie voll zu übernehmen. Doch schon seit 
Jahren weigert man sich, weshalb Kreise 
und  Kommunen  diese  so  lange 
verschieben,  bis  es  nicht  mehr  geht. 
Angesichts  der  Mitteilung  der 
Gutachterfirma Lohfert & Lohfert, dass am 
Ebertplatz in Offenburg die OP Türen nicht 
mehr  richtig  schließen  und  der  Strom 
teilweise  ausfallen  würde,  sind 
Investitionen  natürlich  dringend 
notwendig. Das Problem ist also weniger, 
dass  das  Ortenau  Klinikum  defizitär 
arbeitet,  bzw.  unrentabel  wäre  oder 
Abteilungen  hätte,  bei  denen  keine 
Nachfrage bestehe. Das Problem ist, dass 
Land,  Bund  und  Kreis  sich  aus  der 
Verpflichtung  stehlen  wollen,  eine  gute 
Gesundheitsversorgung bieten zu müssen. 
Gleichzeitig  kommt  hinzu,  dass  das 
Ortenau Klinikum jahrelang Chefärzte mit 
Verträgen angestellt hat, die ihnen Gehälter 
in  sechsstelliger  Höhe  zuschreiben. 
200.000€ aufwärts ist da keine Seltenheit. 
Genauso  wie  die  Verwaltungsebene  um 
den Klinikgeschäftsführer Christian Keller, 
sich dumm und dämlich verdienen. Dieser 
hat ebenfalls ein sechsstelliges Gehalt.

 Klinik wird in 
 die Privatisierung 

 geschickt 

Und wenn die Schulden nicht gezahlt 
werden können?
Um  die  Kosten  für  das  Megaprojekt  zu 
drücken, formulierte der Kreis die Option, 
dass  bestimmte  Teile  wie  Parkhaus, 
Wohnheime und weitere bereits an private 
Investoren  abgedrückt  werden  können. 
Somit würde der Kreis ca. 400 Millionen € 
sparen. Weiter ist aber jetzt schon die Rede 
davon,  die  sogenannten  „Nachnutzungs­
konzepte“,  die  nicht  einmal  annähernd 
diesen  Namen  verdient  haben,  obwohl 
durch Steuergeld finanziert, mit privaten 
Anbietern  aufzubauen.  Grossmann, 
Mediclin und co. reiben sich dabei schon 
die  Hände.  Somit  findet  weitestgehend 
unbeachtet  von  Presse  und  der 
Allgemeinheit  die  schleichende  Privat­
isierung  des  Gesundheitswesens  in  der 
Ortenau  statt.  Ganz  brutal  wird  es  dann, 
wenn die Wirtschaftskrise weiter geht, der 
Kreis  in  Sparzwang  kommt  und  sein 
Finanzierungskonzept  nicht  halten  kann. 
Wenn  jetzt  die Kreisumlage nur um 1% 
erhöht  wird,  wird  das  Klinikum  evtl.  in 
Zukunft gezwungen  sein noch mehr der 
Schulden zu übernehmen. Jetzt schon ist 
abzusehen, dass dann wieder die zahlreich 
im  Kreistag  vertretenen  Bürgermeister 
weitere  Erhöhungen  blockieren  oder 
abschwächen werden, was den Kreis dazu 
verleiten  könnte  das  Klinikum  ganz 
abzustoßen. Denn schon seit Beginn der 
Debatte 2017, drohen Kreispolitiker damit, 
dass man privatisieren müsse, wenn man 
das  Defizit  des  Klinikums  nicht  in  den 
Griff  bekäme.  Dass  das  aber  keine  gute 
Idee  ist,  sieht  man  an  zahlreichen 
Beispielen in ganz Deutschland. In privaten 
Kliniken ist der Profitdruck noch höher, die 
Personaldecke  noch  prekärer  und  nicht 
gewinnbringende Abteilungen werden trotz 
Bedarf einfach geschlossen. Das wäre dann 

das  worst  case  Szenario,  wenn  aus 
Steuergeldern  ein  neuer  Klinikkomplex 
gebaut worden wäre, der dann mal wieder 
für einen viel zu niedrigen Preis an private 
Investoren verscherbelt werden würde.

Die Zukunft liegt in unserer Hand
Die Klinikschließungen können verhindert 
werden. Noch  steht  kein Stein  auf dem 
Anderen, Architekten haben noch nichts 
vorgestellt  und  noch  sind  keine  Klinik­
Standorte  in  der  Ortenau  frühzeitig 
geschlossen  ­  noch  nicht!  Wir  als 
Bürger*innen  müssen  sehen,  dass  die 
Zentralisierung, die versprochene bessere 
Qualität nicht erbringen kann. Schon jetzt 
sind  Notaufnahmen  überfüllt, 
Patient*innen werden abgewiesen und das 
Personal überlastet. Die Corona Pandemie 
hat uns gezeigt, dass es durchaus sinnvoll 
ist  mehrere  Standorte  zu  betreiben.  In 
einem Zentralklinikum besteht viel mehr 
die  Chance,  dass  sich  ein Virus  schnell 
ausbreitet, da es mehr Publikumsverkehr 
gibt  und  das  Personal  auf  ein  Ort 
konzentriert  ist.  Was  also,  wenn  ein 
Großteil des Personals sich dann infiziert? 
Wir  brauchen  dezentrale  Standorte,  die 
mindestens  zur  stationären 
Basisnotfallversorgung ausgebaut wurden. 
Mehr  Personal  und  vor  allem 
basisdemokratische Strukturen, damit das 
Personal  mehr  Mitbestimmung  im 
Klinikum hat. Investitionskosten müssen 
endlich vom Land übernommen werden, 
anstatt die Kommunen und Kreise damit 
alleine zu lassen. Und selbstverständlich 
muss der Bund endlich die Fallpauschalen 
(DRGs) abschaffen und durch ein System 
ersetzen, welches nicht die Privatisierung 
und  Ökonomisierung  des  Gesundheits­
systems voran treibt.
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 Corona! 
 Was kommt 

 danach? 
Über ein Jahr hängen wir nun schon in der 
Corona­Pandemie und mit der bisherigen 
Bekämpfungsstrategie  wird  das  ganze 
wahrscheinlich  noch  eine  Weile  dauern. 
Doch was passiert, wenn Corona „vorbei“ 
ist  und  die  Pandemiebeschränkungen 
aufgehoben werden? Bisher sieht alles nach 
einem "weiter so" aus.

Die Pandemie hat uns eindrücklich gezeigt, 
dass  systemrelevante  Berufe  wie  z.B. 
Kassierer*innen,  Pflegekräfte  oder 
Briefträger*innen  definitiv  unterbezahlt 
und  zum  Großteil  auch  überlastet  sind. 
Während  gleichzeitig  Banker*innen, 
Versicherungs­  oder  Immobilien­
makler*innen viel  zu viel verdienen und 
eher irrelevant sind. So zog dann zwar zu 
Beginn  der  ersten  Welle  ein  Sturm  der 
Solidarität durch die sozialen Medien, doch 
außer  Klatschen  hatte  der  Großteil  dann 
doch keine Lust diese Berufsgruppen  im 
Arbeitskampf  zu  unterstützen. Auch  die 
Politiker*innen  blieben  nur  bei  müden 
Beifallsbekundungen,  Gesetze  die  die 
Arbeitsbedingungen verbesserten, gab es 
nicht.

Alles ist also auf ein weiter so ausgerichtet. 
Wir  wollen  mehr  produzieren,  das 
Bruttoinlandsprodukt  steigern,  möglichst 
viel  sparen  und  alles  auf  Gewinn 
ausrichten. Doch das kapitalistische System 
ist  krisenanfällig.  2008,  2012,  2015  und 
2019/20  haben  das  eindrücklich  gezeigt. 
Auch  das  Corona  Virus  konnte  sich 
aufgrund  der  global  vernetzten  Welt  mit 

Flugzeugen  und  Warenströmen  schnell 
verbreiten.  Wissenschaftler*innen  gehen 
sogar  davon  aus,  dass  durch  die 
Massentierhaltung  und  die  schlechten 
Hygienestandards (man "muss" ja sparen) 
das Coronavirus evtl. auf einem Markt für 
exotische Tiere in Wuhan seinen Ursprung 
hatte. Mittlerweile ist auch bekannt, dass 
auf den Nerzfarmen in Dänemark sich das 
Coronavirus  schnell  verbreitete  und 
mutierte.  Millionen  von  Tieren  mussten 
sinnlos getötet werden.

Die Lösung  ist  natürlich nicht,  dass  sich 
alle Länder nun abkapseln. Aber macht es 
Sinn,  dass  Deutschland  2,3  Millionen 
Tonnen Milch exportiert und gleichzeitig 
wieder 2,9 Millionen Tonnen  importiert? 
Nein, was lokal produziert und verarbeitet 
werden  kann,  sollte  nicht  nur  aus 
klimatechnischer Sicht nicht quer durch die 
Welt geschifft werden. Wir müssen unser 
Wirtschaftssystem weg vom Profitdenken 
hin auf klimafreundliche, effizientere und 
menschenfreundlichere Weise umstellen. 

Dazu muss das Chaos des freien Marktes 
durch eine Planungsbehörde reguliert und 
geplant werden. Mithilfe von Algorithmen 
und  Computern  können  wir  auf  den 
Versuchen  Chiles  im  Jahre  1972/73 
aufbauen und die Wirtschaft vor Krisen, die 
Umwelt vor Verschmutzung und die Erde, 
wie  auch  zukünftige  Generationen,  vor 
Ressourcen­verschwendung schützen.

Große  Konzerne  wie Amazon,  Wallmart 

und diverse Autobauer nutzen bereits eine 
interne  Planwirtschaft.  Mit 
Canbansystemen,  Algorithmen  und 
digitaler Vernetzung können Warenströme 
gelenkt  und  Lager  rechtzeitig  gefüllt 
werden. Leider nutzen diese Konzerne das 
Ganze auch zur Mitarbeiter*innenkontrolle, 
weshalb  eine  Planwirtschaft  unbedingt 
demokratisch  (imperatives  Rätesystem) 
kontrolliert werden muss. Eigentumstitel an 
Firmen benötigt man dann nicht mehr, die 
Arbeiter*innen verwalten gemeinsam die 
Fabriken und Konzerne. Damit wäre auch 
Schluss  damit,  dass  parasitäre 
Aktionär*innen  vom  Profit  leben,  den 
andere für sie erwirtschaftet haben.

Doch  eine  basisdemokratische 
Planwirtschaft hätte auch weitere Vorteile. 
Zum  Beispiel  würde  endlich  mehr  ins 
Gesundheitssytem investiert werden. Die 
Verteilung der Ressourcen würde auf die 
Sektoren gelenkt, welche die Gesellschaft 
braucht. Darunter auch die Forschung, um 
zukünftige Pandemien besser bekämpfen 
zu können. Gerade im Gesundheitssystem 
ist  es  wichtig,  dass  nicht  mehr  private 
Konzerne mit dem Leben von Menschen 
Geld  verdienen,  sondern  dass  auch  in 
Bereichen  geforscht  und  behandelt  wird, 
die wirtschaftlich nicht so profitabel sind.

Ein  Beispiel  ist  der  Zusammenhang  von 
Sepsis  (Blutvergiftung)  und  Corona. 
Während  mittlerweile  die  Medien  nicht 
mehr davon sprechen, dass Menschen an 
Corona  gestorben  sind,  lautet  jetzt  die 

Aussage an oder mit Corona. Der Virus an 
sich  schwächt  laut  neuen 
wissenschaftlichen  Studien  den  Körper 
enorm, aber letzten Endes wird der Wirt 
durch die dadurch hervorgerufenen und in 
der  Medizin  meist  zu  spät  erkannten 
Blutvergiftungen,  Autoimmuner­
krankungen  oder  andere  Krankheiten 
getötet. Das macht das Virus an sich nicht 
weniger bedrohlich, es zeigt aber, dass es 
meistens  auch  nicht  einfach  nur  reicht 
eine*n einfache*n Krankenpfleger*in an 
ein  Beatmungsgerät  mit  einer/einem 
Corona  Patient*in  zu  stellen.  Dafür 
braucht es teure Intensivpflegeplätze, die 
von  Intensivmediziner*innen  und 
Intensivpflegekräften  betreut  werden. 
Diese  wiederum  haben  eine  spezielle 
Zusatzausbildung.

Es lohnt sich also für ein anderes, besseres, 
System zu kämpfen. Nicht nur die Umwelt 
wird es uns danken, auch unsere eigene 
Gesundheit. Bis dahin ist es aber noch ein 
langer Weg, weshalb wir Schritt für Schritt 
gemeinsam  Verbesserungen  erkämpfen 
müssen. Hier in der Ortenau können wir 
mit  dem  Kampf  gegen  die 
Klinikschließungen  und  für  eine  gute 
Gesundheitsversorgung  in  Öffentlicher 
Hand schon mal einen Anfang machen.

Für Pflegekräfte und Ärzt*innen wurde in 
Pandemiezeiten  viel  geklatscht.  Doch 
vergessen  wurden  oftmals  die 
Reinigungskräfte,  die  mittlerweile  nur 
noch  wenige  Minuten  Zeit  haben,  um 
Zimmer  hygienisch  sauber  zu  reinigen. 
Auch  bei  der  Diskussion  um  eine 
Kreisprämie sollte dieser systemrelevante 
Beruf  außen  vor  bleiben,  da  die 
Reinigungssparte  schon  vor  Jahren  aus 
dem  Ortenau  Klinikum  ausgegliedert 
wurde. Natürlich um Geld zu sparen.
So  kam  es  im  Jahre  2005  zur  Teil­
Privatisierung dieses Sektors, was für die 

Beschäftigten  geringere  Löhne  und 
weitere  tarifliche  Nachteile  mit  sich 
brachte. Anders als derzeit beim Klinikum 
hatte der Kreistag hier auch keine volle 
Kontrolle  mehr,  was  bedeutete  die 
damalige  Firma  Dussmann  konnte 
schalten und walten, wie  sie wollte. So 
kam  es  auch  zu  mehreren 
arbeitsrechtlichen  Konflikten.  Letzten 
Endes  schied  die  Firma  Dussmann  im 
Jahr  2018  wieder  aus  und  der  Kreis 
übernahm  die  Ortenauer  Service 
Gesellschaft.  Jedoch,  ohne  die 
Beschäftigten  wieder  zurück  in  den 

öffentlichen  Dienst  und  somit  in  den 
TVöD zu bringen.

Seit letztem Jahr gibt es dort einen neuen 
Betriebsrat und es ist wichtig, diesen im 
Kampf  um  die  Rückkehr  in  den 
Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes zu 
unterstützen. Denn wir alle profitieren von 
sauberen  Zimmern  und  OP  Tischen  im 
Krankenhaus.  Die  Reinigung  ist  eine 
wichtige  Stütze  im  Kampf  gegen 
Krankenhauskeime und die Verbreitung 
von  Viren.  Jährlich  infizieren  sich 
400.000­600.000  Menschen  mit 
Krankenhauskeimen,  davon  sterben  ca. 
20.000 Menschen. 
Durch mehr Zeit für Reinigungskräfte pro 
Zimmer  und  eine  bessere  Bezahlung 
könnten so viele Menschenleben gerettet 
werden. 
Die  Leaks  des  CIRS  Systems  (internes 
Beschwerdesystem)  des  Ortenau 
Klinikum  zeigten  in  den  vorherigen 
Jahren, dass hier dringend Nachholbedarf 
in  Sachen  Reinigung  und  Hygiene 
herrschte.
Für Pflegekräfte und Ärzt*innen wurde in 
Pandemiezeiten  viel  geklatscht.  Doch 

vergessen  wurden  oftmals  die 
Reinigungskräfte,  die  mittlerweile  nur 
noch  wenige  Minuten  Zeit  haben,  um 
Zimmer hygienisch  sauber  zu  reinigen. 
Auch  bei  der  Diskussion  um  eine 
Kreisprämie sollte dieser systemrelevante 
Beruf  außen  vor  bleiben,  da  die 
Reinigungssparte schon vor Jahren aus 
dem  Ortenau  Klinikum  ausgegliedert 
wurde. Natürlich um Geld zu sparen.
So  kam  es  im  Jahre  2005  zur  Teil­
Privatisierung dieses Sektors, was für die 
Beschäftigten  geringere  Löhne  und 
weitere  tarifliche  Nachteile  mit  sich 
brachte.  Anders  als  derzeit  beim 
Klinikum  hatte  der  Kreistag  hier  auch 
keine  volle  Kontrolle  mehr,  was 
bedeutete die damalige Firma Dussmann 
konnte  schalten  und  walten,  wie  sie 
wollte.  So  kam  es  auch  zu  mehreren 
arbeitsrechtlichen  Konflikten.  Letzten 
Endes  schied  die  Firma  Dussmann  im 
Jahr  2018  wieder  aus  und  der  Kreis 
übernahm  die  Ortenauer  Service 
Gesellschaft.  Jedoch,  ohne  die 
Beschäftigten  wieder  zurück  in  den 
öffentlichen  Dienst  und  somit  in  den 
TVöD zu bringen.

 Reinigungskräfte 
 besser bezahlen! 
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Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und einer der Hauptbefürworter der Klinik-schließungen. Versucht Kritiker mit juristischen und verwaltungstechnischen Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und einer der Hauptbefürworter der Klinik-schließungen. Versucht Kritiker mit juristischen und verwaltungstechnischen Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Frank Scherer

Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und 

einer der Hauptbefürworter der Klinik-

schließungen. Versucht Kritiker mit 

juristischen und verwaltungstechnischen 

Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Thomas Seitz

AfD

Bundestagsabgeordneter und Kreisrat. 

War ganz besonders stolz, dass seine AfD 

von Anfang an für die Klinikschließungen 

war, damit die Kreisfinanzen nicht belastet 

werden.

Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und einer der Hauptbefürworter der Klinik-schließungen. Versucht Kritiker mit juristischen und verwaltungstechnischen Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Jürgen Nowak
Oberwolfach, Freie Wähler

Ehemaliger Bürgermeister von 
Oberwolfach und ehemaliger 
Fraktionsvorsitzender im Kreistag. Als Fraktionsvorsitzender der Freien Wähler unterstützte er massiv die Pläne für die Klinikschließungen und überzeugte seine Fraktion für diese zu stimmen.

Frank Scherer

Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und 

einer der Hauptbefürworter der Klinik-

schließungen. Versucht Kritiker mit 

juristischen und verwaltungstechnischen 

Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Dr. Eberhard Freiherr von Hodenberg 

Lahr, FDP

Kreisrat und Mitglied im Klinikausschuss. 

Als Arzt bei dem privaten Klinikkonzern 

Mediclin, hat Herr Hodenberg natürlich ein 

ganz eigenes Interesse daran die Klinik-

strukturen in der Ortenau zu zerschlagen. 

Im Kreis monierte er auch, dass ein Eigen-

betrieb des Kreises nicht Pleite gehen 

könne und man das ändern sollte. 

Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und einer der Hauptbefürworter der Klinik-schließungen. Versucht Kritiker mit juristischen und verwaltungstechnischen Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Alfred Baum
Renchen, Grüne

Fraktionsvorsitzender im Kreistag. Starker Befürworter der Klinikschließungen und Zusammenarbeit mit privaten Anbietern. 

Frank Scherer

Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und 

einer der Hauptbefürworter der Klinik-

schließungen. Versucht Kritiker mit 

juristischen und verwaltungstechnischen 

Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Klaus Muttach

Achern, CDU

Oberbürgermeister von Achern & 

ehemaliger Fraktionsvorsitzender im 

Kreistag. Einer der lautesten Befürworter 

der Klinikschließungen. Durch die 

Schließung der Klinik in Oberkirch und Kehl 

profitiert „sein“ Achener Klinikum mit 

einem Neubau. 

Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und einer der Hauptbefürworter der Klinik-schließungen. Versucht Kritiker mit juristischen und verwaltungstechnischen Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Dr. Wolfgang Schäuble 
Bundestagsabgeordneter & 
Bundestagspräsident

Als ehemaliger Finanzminister hätte er großen Einfluss auf die Finanzierung des Gesundheitswesens nehmen können. Stattdessen lies er den größten Steuerraub (CUM-EX Skandal) zu, bei dem Milliarden verloren gingen, die wir für die Kliniken bräuchten.

Frank Scherer

Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und 

einer der Hauptbefürworter der Klinik-

schließungen. Versucht Kritiker mit 

juristischen und verwaltungstechnischen 

Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Christoph Jopen

Offenburg, SPD

Mitarchitekt der Agenda2030 und 

führender Kämpfer für die 

Klinikschließungen im letzten Kreistag. 

Frank Scherer
Landrat des Ortenaukreises

Namensgeber des Modell Landrats und 
einer der Hauptbefürworter der Klinik-
schließungen. Versucht Kritiker mit 
juristischen und verwaltungstechnischen 
Mitteln zum Schweigen zu bringen.

Christian Keller 
Klinikgeschäftsführer

Maßgeblicher Architekt und Umsetzer der 
Klinikschließungen. Unter seiner Führung 
wuchs das Defizit des Ortenau Klinikums, 
mit dem die Schließungen begründet 
wurden.



Die  Corona  Pandemie  hat  uns  gezeigt, 
dass die Gesundheitsversorgung in den 
letzten Jahrzehnten massiv kaputt gespart 
wurde.  Lockdowns  waren  nötig,  weil 
nicht genügend Pflegekräfte, Ärzte und 
Klinikbetten  sowie  eine  präventive 
Forschung vorhanden war. Lieber setzte 
auch die Landes­ sowie Bundesregierung 
weiter  auf  sparen  und  privatisieren. 
Allein im Jahr 2020, während der Corona 
Pandemie,  wurden  über  20  Kliniken 
geschlossen. Auch in diesem Jahr werden 
weitere folgen. Darunter wahrscheinlich 
die  Klinikstandorte  Ettenheim  und 
Oberkirch aus der Ortenau. Wie soll man 
da der Politik noch Vertrauen schenken?

Kritiker dieses Kurses versucht der Kreis 
mit allen Mitteln mundtot zu machen. Im 
November  wollte  Landrat  Scherer  das 
Anfragerecht der Kreisräte einschränken. 
Was vor  allem die kritischen Kreisräte 
der LiLO getroffen hätte. Nun schlägt die 
Kreisverwaltung  eine  Änderung  der 
Rechtsform vor, bei der die Bevölkerung 
und  besagte  Kreisräte  zukünftig  nicht 
mehr mitsprechen dürften. Dann würde 
das  Meiste  nur  noch  hinter 
verschlossenen  Türen  besprochen  und 
erste  Schritte  für  eine  Privatisierung 
gelegt sein.

Anstatt  nun  also  aus  der  Pandemie 
gelernt  zu  haben,  legt  Klinik­
geschäftsführer  Christian  Keller  den 
nächsten  Sparplan  dem  Kreistag  vor. 
0,6%  der  Vollzeitpflegestellen,  sowie 

4,1% der Ärztestellen sollen zukünftig 
eingespart werden. Hinzu kommt eine 
Steigerung der Kündigungszahlen von 
Seiten des Personals im Jahr 2020 auf 
fast  28%.  Da  stellt  sich  die  Frage, 
wollen  wir  wirklich  noch  so  lange 
warten,  bis  niemand  mehr  diesen  Job 
machen will?

Die  Klinikmitarbeiter  egal  ob 
Reinigungs­, Pflegekraft oder Ärzte sind 
mehr  wert!  Und  wir  sollten  uns  alle 
bewusst sein, dass wir früher oder später 
ihre Hilfe benötigen. Nur dann wird es 
zu  spät  sein.  Deshalb  lasst  uns  jetzt 
gemeinsam für eine gute wohnortnahe 
Gesundheitsversorgung kämpfen:

Wir fordern vom Kreistag:
1)  Alle  Ortenauer  Klinikstandorte 
erhalten und Ausbauen
2) Mehr Personal in den Kliniken
3)  Reinigungskräfte  zurück  in  den 
öffentlichen Dienst
4) Rücktritt des Klinikgeschäftsführers 
Christian Keller
5) Personalbemessungsrenze
6)  Demokratisierung  der  Klinikstruk­
turen  (Wahl  der  PDLs  und  des 
Geschäftsführers vom Personal)
7)  Ein  Ende  der  geheimen  Kreistags­
sitzungen  und  der  Politik  der 
verschlossenen Türen
8) Mehr Gehalt für Klinikbeschäftigte, 
die  mit  dem  Patienten  zu  tun  haben 
(außer Chefärzte)
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